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Der gemeinschaftsrechtliche Habitatschutz 
nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts  

zur Westumfahrung Halle 
 

 
 
Leitsätze einschlägiger gerichtlicher Entscheidunge n: 
 
 
 
I. Urteil des EuGH vom 7. September 2004  

- Rs. C-127/02 -, Slg. 2004, I-7405 
(Herzmuschelfischerei) 

 
 1.  Art. 6 Abs. 3 FFH-RL führt für die Schutzgebiete ein Verfahren ein, das 

mit Hilfe einer vorherigen Prüfung gewährleisten soll, dass Pläne oder 
Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des betreffenden Ge-
bietes in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die dieses 
jedoch erheblich beeinträchtigen könnten, von den zuständigen nationa-
len Behörden nur genehmigt werden, soweit sie dieses Gebiet als sol-
ches nicht beeinträchtigen.  
 
Dagegen legt Art. 6 Abs. 2 FFH-RL eine allgemeine Schutzpflicht fest, 
die darin besteht, Verschlechterungen und Störungen zu vermeiden, die 
sich im Hinblick auf die Ziele der Richtlinie erheblich auswirken könnten; 
er kann nicht gleichzeitig mit Art. 6 Abs. 3 angewandt werden. 

 
 2. Art. 6 Abs. 3 Satz 1 FFH-RL ist so auszulegen, dass Pläne oder Projekte, 

die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Schutzgebiets in Verbindung 
stehen oder hierfür nicht notwendig sind, einer Prüfung auf Verträglich-
keit mit den für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen zu unterzie-
hen sind, wenn sich nicht anhand objektiver Umstände und insbesondere 
unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale und Umweltbedingun-
gen dieses Gebietes ausschließen lässt, dass sie dieses Gebiet einzeln 
oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen und Projekten erheblich 
beeinträchtigen könnten. 

 
 3. Nach Art. 6 Abs. 3 Satz 1 der Habitatrichtlinie steht dann fest, dass Pläne 

oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Gebietes in 
Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, dieses Gebiet er-
heblich beeinträchtigen könnten, wenn sie drohen, die für dieses Gebiet 
festgelegten Erhaltungsziele zu gefährden. Die Beurteilung dieser Gefahr 
ist namentlich im Licht der besonderen Merkmale und Umweltbedingun-
gen des von solchen Plänen oder Projekten betroffenen Gebietes vorzu-
nehmen. 
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 4. Nach Art. 6 Abs. 3 der Habitatrichtlinie bedeutet eine Prüfung der Pläne 
und Projekte auf Verträglichkeit für das betreffende Gebiet, dass vor de-
ren Genehmigung unter Berücksichtigung der besten einschlägigen wis-
senschaftlichen Erkenntnisse sämtliche Gesichtspunkte der Pläne oder 
Projekte zu ermitteln sind, die für sich oder in Verbindung mit anderen 
Plänen oder Projekten die für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungsziele 
beeinträchtigen können. Die zuständigen Behörden dürfen unter Berück-
sichtigung dieser Prüfung die Genehmigung nur erteilen, wenn sie Ge-
wissheit darüber erlangt haben, dass sich das Vorhaben nicht nachteilig 
auf dieses Gebiet als solches auswirkt. Dies ist dann der Fall, wenn aus 
wissenschaftlicher Sicht kein vernünftiger Zweifel daran besteht, dass es 
keine solchen Auswirkungen gibt. 

 
 
 
 
II.       Urteil des EuGH vom 26. Oktober 2006 
         - Rs. C-239/04 - Slg. 2006, I-10183 
         (Castro Verde) 
 
     1.  Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-

räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen führt ein Verfahren 
ein, das mit Hilfe einer vorherigen Prüfung gewährleisten soll, dass Pläne 
oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines betroffenen 
Gebietes in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die die-
ses jedoch erheblich beeinträchtigen könnten, nur genehmigt werden, 
soweit sie dieses Gebiet als solches nicht beeinträchtigen. Diese Ge-
nehmigung darf daher nur unter der Voraussetzung erteilt werden, dass 
die Behörden zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung des Plans 
oder des Projekts Gewissheit darüber erlangt haben, dass sich dieser 
bzw. dieses nicht nachteilig auf das betreffende Gebiet als solches aus-
wirkt. Dass das Projekt nach seiner Durchführung möglicherweise keine 
solchen Wirkungen hatte, hat auf diese Beurteilung keinen Einfluss. 
Denn zum Zeitpunkt des Erlasses der Entscheidung, mit der die Durch-
führung des Projekts genehmigt wird, darf aus wissenschaftlicher Sicht 
kein vernünftiger Zweifel daran bestehen, dass es sich nicht nachteilig 
auf das betreffende Gebiet auswirkt. 

 
     2.   Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-

räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, der es unter bestimm-
ten Voraussetzungen erlaubt, einen Plan oder ein Projekt durchzuführen, 
dessen Prüfung nach Art. 6 Abs. 3 Satz 1 dieser Richtlinie negative Er-
gebnisse erbracht hat, ist als Ausnahme von dem in Abs. 3 Satz 2 fest-
gelegten Genehmigungskriterium eng auszulegen. So ist die Durchfüh-
rung eines Plans oder Projekts nach Art. 6 Abs. 4 dieser Richtlinie insbe-
sondere von der Voraussetzung abhängig, dass das Fehlen von Alterna-
tivlösungen nachgewiesen wird. 
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III.      Urteil des EuGH vom 13. Dezember 2007 
          - Rs. C-418/04 - Slg. 2007, I-10947 
          (Kommission gegen Irland) 
 
    1.   Die in der Richtlinie 79/409 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelar-

ten in der durch die Richtlinie 97/49 geänderten Fassung genannten 
Schutzziele, wie sie in ihrem neunten Erwägungsgrund ausdrücklich an-
geführt sind, könnten nicht erreicht werden, wenn die Mitgliedstaaten die 
sich aus Art. 4 Abs. 4 dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen nur in 
den Fällen einhalten müssten, in denen zuvor ein besonderes Schutzge-
biet (BSG) ausgewiesen wurde. Art. 7 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
bestimmt, dass ihr Art. 6 Abs. 2 bis 4 ab dem Datum für ihre Anwendung 
bzw. ab dem Datum, zu dem das betreffende Gebiet von einem Mitglied-
staat entsprechend der Richtlinie 79/409 zum BSG erklärt wird, an die 
Stelle von Art. 4 Abs. 4 Satz 1 der Richtlinie 79/409 tritt. Die Gebiete, die 
nicht zu BSG erklärt wurden, obwohl dies erforderlich gewesen wäre, un-
terliegen weiterhin der Regelung des Art. 4 Abs. 4 Satz 1 der Richtlinie 
79/409. 

 
     2.   Nach Art. 6 Abs. 3  der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen 

Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen hängt das Er-
fordernis einer Verträglichkeitsprüfung von Plänen oder Projekten, die 
nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Gebiets als besonderes 
Schutzgebiet in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, da-
von ab, dass die Wahrscheinlichkeit oder die Gefahr besteht, dass der 
Plan oder das Projekt das fragliche Gebiet erheblich beeinträchtigt. Unter 
Berücksichtigung insbesondere des Vorsorgeprinzips liegt eine solche 
Gefahr dann vor, wenn anhand objektiver Umstände nicht ausgeschlos-
sen werden kann, dass der Plan oder das Projekt das fragliche Gebiet 
erheblich beeinträchtigt. Eine solche Prüfung bedeutet, dass vor der Ge-
nehmigung unter Berücksichtigung der besten einschlägigen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse sämtliche Gesichtspunkte des Plans oder Pro-
jekts zu ermitteln sind, die für sich oder in Verbindung mit anderen Plä-
nen oder Projekten die für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungsziele 
beeinträchtigen können.  

 
           Die zuständigen nationalen Behörden dürfen eine Tätigkeit in dem ge-

schützten Gebiet nur dann genehmigen, wenn sie Gewissheit darüber er-
langt haben, dass sich die Tätigkeit nicht nachteilig auf dieses Gebiet als 
solches auswirkt. Dies ist dann der Fall, wenn aus wissenschaftlicher 
Sicht kein vernünftiger Zweifel daran besteht, dass es keine solchen 
Auswirkungen gibt. 
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IV.  Urteil des BVerwG vom 27. Januar 2000  
 - BVerwG 4 C 2.99 - BVerwGE 110, 302 

(B1 - Ortsumgehung Hildesheim I) 
 
 1. Eine Alternativlösung ist i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 FFH-RL nicht 

vorhanden, wenn sich diese nur mit einem unverhältnismäßigen Kosten-
aufwand verwirklichen ließe. Die Beurteilung unterliegt nicht der fachpla-
nerischen Abwägung gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG oder einer ander-
weitigen Ermessensentscheidung der Planfeststellungsbehörde.  

 
 2. Sollen mit dem Bau einer Ortsumgehungsstraße innerörtliche Unfall-

schwerpunkte entschärft und weitere Verkehrsunfälle mit Todes- und 
Verletzungsfolgen vermieden werden, so können diesem Ziel „Erwägun-
gen im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen“ i.S.d. Art. 6 
Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL zugrunde liegen. Gleiches gilt, wenn beste-
hende schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm und Autoabgase zu-
gunsten der Anwohner der Ortsdurchfahrtsstraße vermieden oder erheb-
lich verringert werden sollen.  

 
 3. Auch „Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit des Men-

schen“ i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL können eine erhebliche 
Beeinträchtigung eines (hier: potentiellen) FFH-Gebiets nur rechtfertigen, 
wenn es sich bei ihnen um „zwingende Gründe des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses“ i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 FFH-RL handelt.  

 
 4. Sollen mit dem Bau einer Ortsumgehungsstraße innerörtliche Unfall-

schwerpunkte entschärft werden und führt dies zwangsläufig zu einer er-
heblichen Beeinträchtigung eines (hier: potentiellen) FFH-Gebiets, das 
einen prioritären natürlichen Lebensraumtyp und/oder eine prioritäre Art 
einschließt, erfordern „Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesund-
heit des Menschen“ (Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL) eine konkrete 
Ermittlung und Bewertung des bisherigen Unfallgeschehens im Vergleich 
zu dem Zustand nach Durchführung der Planung im Sinne einer Ge-
samtbilanzierung. Bei abschnittsweiser Planung hat sich die erforderliche 
Prognose auf die Gesamtplanung zu erstrecken. 

 
 
 
 
V.  Urteil des BVerwG vom 17. Mai 2002  

- BVerwG 4 A 28.01 - BVerwGE 116, 254 
(A 44 - Hessisch Lichtenau I) 
 

 1.  Eine Alternativlösung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ist nur dann gegeben, 
wenn sich das Planungsziel trotz ggf. hinnehmbarer Abstriche auch mit 
ihr erreichen lässt.  
 

 2. Der Vorhabenträger braucht sich auf eine technisch mögliche Alternativ-
lösung nicht verweisen zu lassen, wenn sich Art. 6 Abs. 4 FFH-RL am Al-



 - 5 -

ternativstandort als ebenso wirksame Zulassungssperre erweist wie an 
dem von ihm gewählten Standort. 

 
 3. Der Vorhabenträger darf von einer Alternativlösung Abstand nehmen, die 

technisch an sich machbar und rechtlich zulässig ist, ihm aber Opfer ab-
verlangt, die außer Verhältnis zu dem mit ihr erreichbaren Gewinn für 
Natur und Umwelt stehen.  

 
 4.  Eine Alternativlösung darf ggf. auch aus naturschutzexternen Gründen 

als unverhältnismäßiges Mittel verworfen werden. 
 
 5. Wie weit das Anliegen, das Verkehrslärmniveau im innerörtlichen Bereich 

zu senken, oder das Interesse, die Projektkosten in Grenzen zu halten, 
bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung durchschlägt, hängt von dem Ge-
wicht ab, das ihm im konkreten Fall zukommt. 

 
 
 
 
VI. Urteil des BVerwG vom 15. Januar 2004  

- BVerwG 4 C 2.03 - BVerwGE 120, 1 
(A 73 – Gottesgarten) 

 
Ist der Planungsträger in der Lage, durch Schutzvorkehrungen sicherzu-
stellen, dass der Grad der Beeinträchtigung, den die FFH-Richtlinie 
durch das Merkmal der Erheblichkeit kennzeichnet, nicht erreicht wird, so 
ist dem Integritätsinteresse Genüge getan. 
 
 

 
 
VII. Urteil des BVerwG vom 1. April 2004  

- BVerwG 4 C 2.03 – BVerwGE 120, 276 
(B 50 - Hochmosel I) 

 
 1.  Ein Verstoß gegen die Vogelschutzrichtlinie kann in einem ergänzenden 

Verfahren nach § 17 Abs. 6 c FStrG behoben werden, indem die Voraus-
setzungen für den Wechsel in das Schutzregime der FFH-Richtlinie ge-
schaffen und die Schutz- und Ausnahmebestimmungen des Art. 6 Abs. 3 
und 4 FFH-RL bzw. des § 34 BNatSchG nachträglich angewandt werden. 

 
 2. Der Übergang in das Schutzregime der FFH-Richtlinie setzt nach Art. 7 

FFH-RL eine endgültige rechtsverbindliche und außenwirksame Erklä-
rung eines Gebiets zum besonderen Schutzgebiet (Vogelschutzgebiet) 
voraus. Die Meldung eines Gebiets an die Europäische Kommission und 
die einstweilige naturschutzrechtliche Sicherstellung eines Gebiets lösen 
den Regimewechsel (noch) nicht aus. 

 
 3.  Ein Straßenbauvorhaben in einem „faktischen“ (nichterklärten) Vogel-

schutzgebiet ist nach Art. 4 Abs. 4 Satz 1 VRL grundsätzlich unzulässig, 
wenn es durch die Verkleinerung des Gebiets zum Verlust mehrerer 
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Brut- und Nahrungsreviere führen würde, die einem Hauptvorkommen 
einer der Vogelarten in Anhang I der Richtlinie dienen. 

 
 
 
 
VIII. Beschluss des BVerwG vom 31. Januar 2006  

- BVerwG 4 B 49.05 - Buchholz 451.91 Europ. UmweltR Nr. 21  
(Airbus-Wartungshalle) 

 
 1.  Bei Infrastrukturvorhaben in einem gemeldeten FFH-Gebiet, über dessen 

Aufnahme in die Gemeinschaftsliste die EU-Kommission noch nicht ent-
schieden hat, stellt jedenfalls die Anlegung der materiellrechtlichen Maß-
stäbe des Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL in aller Regel einen „angemesse-
nen Schutz“ im Sinne des Urteils des Europäischen Gerichtshofs vom 
13. Januar 2005 - C-117/03 - dar (Bestätigung des Beschlusses vom 
7. September 2005 - BVerwG 4 B 49.05 -). 

 
 2.  Die Regelung von Einzelheiten des Kohärenzausgleichs kann einem er-

gänzenden Planfeststellungsbeschluss vorbehalten bleiben; dies gilt je-
denfalls, wenn die Durchführung der notwendigen Kohärenzsicherungs-
maßnahmen nicht ungewiss ist. 

 
 3. Eingriffe in Natur und Landschaft können auch auf Flächen zulässig sein, 

auf denen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch einen an 
anderer Stelle vorgenommenen Eingriff auszugleichen sind. 

 
 
 
IX.  Urteil des BVerwG vom 17. Januar 2007  

- BVerwG 9 A 20.05 - BVerwGE 128, 1  
(A 143 - Westumfahrung Halle) 

 
 1. Wird im nationalen Recht die Zulassungsschwelle der FFH-

Verträglichkeitsprüfung (Art. 6 Abs. 3 Satz 2 FFH-RL) unter Rückgriff auf 
die Prüfschwelle der Vorprüfung (Art. 6 Abs. 3 Satz 1 FFH-RL) mit dem 
Begriff der „erheblichen Beeinträchtigung“ definiert, ist dies gemein-
schaftsrechtlich nicht zu beanstanden. Grundsätzlich ist jede Beeinträch-
tigung von Erhaltungszielen erheblich und muss als „Beeinträchtigung 
des Gebiets als solchen“ gewertet werden. 

 
 2.  Mit Blick auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets stellt allein der günsti-

ge Erhaltungszustand der geschützten Lebensräume und Arten ein ge-
eignetes Bewertungskriterium dar, wenn die vorrangig naturschutzfachli-
che Fragestellung zu beantworten ist, ob ein Straßenbauvorhaben das 
Gebiet erheblich beeinträchtigt. Zu prüfen ist, ob sicher ist, dass ein 
günstiger Erhaltungszustand trotz Durchführung des Vorhabens stabil 
bleiben wird. 

 
 3.  Für einen günstigen Erhaltungszustand von Lebensräumen und von Ar-

ten spielen unterschiedliche naturschutzfachliche Kriterien eine Rolle. 
Dementsprechend können für geschützte Arten andere Reaktions- und 
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Belastungsschwellen als für geschützte Lebensraumtypen abgeleitet 
werden. Offen bleibt, ob und ggf. in welchem Umfang ein direkter Flä-
chenverlust, den ein Straßenbauvorhaben für ein Biotop zur Folge hat, 
unter Berufung auf Bagatellschwellen gerechtfertigt werden kann.  

 
 4.  Wenn durch Schutz- und Kompensationsmaßnahmen gewährleistet ist, 

dass ein günstiger Erhaltungszustand der geschützten Lebensraumtypen 
und Arten stabil bleibt, bewegen sich die nachteiligen Wirkungen des 
Vorhabens unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Das Schutzkonzept er-
laubt dann die Zulassung des Vorhabens.  

 
 5.  Notwendiger Bestandteil des Schutzkonzepts kann insbesondere bei 

wissenschaftlicher Unsicherheit über die Wirksamkeit von Schutz- und 
Kompensationsmaßnahmen die Anordnung von Beobachtungsmaßnah-
men sein (sog. Monitoring). Um in diesem Fall ein wirksames Risikoma-
nagement zu gewährleisten, müssen begleitend Korrektur- und Vorsor-
gemaßnahmen für den Fall angeordnet werden, dass die Beobachtung 
nachträglich einen Fehlschlag der positiven Prognose anzeigt. Derartige 
Korrektur- und Vorsorgemaßnahmen müssen geeignet sein, Risiken für 
die Erhaltungsziele wirksam auszuräumen. 

 
 6. Fortbestehende vernünftige Zweifel an der Wirksamkeit des Schutzkon-

zepts stehen einer Zulassung des Vorhabens entgegen. Die FFH-
Verträglichkeitsprüfung kann ebenso wenig mit einem positiven Ergebnis 
abgeschlossen werden, wenn ein durch das Vorhaben verursachter öko-
logischer Schaden durch das Schutzkonzept nur abgemildert würde. Die 
dann allenfalls konfliktmindernden Vorkehrungen sind nur als Kohärenz-
sicherungsmaßnahmen zu berücksichtigen, falls eine Abweichungsent-
scheidung getroffen werden soll (Art. 6 Abs. 4 FFH-RL). 

 
 7.  Art. 6 Abs. 3 FFH-RL konkretisiert das gemeinschaftsrechtliche Vorsor-

geprinzip (Art. 174 Abs. 2 Satz 2 EG) für den Gebietsschutz im Rahmen 
des Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“. Das Vorsorge-
prinzip verlangt nicht, die FFH-Verträglichkeitsprüfung auf ein „Nullrisiko“ 
auszurichten. Rein theoretische Besorgnisse scheiden als Grundlage für 
die Annahme erheblicher Beeinträchtigungen aus, die dem Vorhaben 
entgegengehalten werden können.   

 
 8.  In Ansehung des Vorsorgegrundsatzes ist die objektive Wahrscheinlich-

keit oder die Gefahr erheblicher Beeinträchtigungen im Grundsatz nicht 
anders einzustufen als die Gewissheit eines Schadens. Wenn bei einem 
Vorhaben aufgrund der Vorprüfung ernsthaft die Besorgnis nachteiliger 
Auswirkungen entstanden ist, kann dieser Verdacht nur durch eine 
schlüssige naturschutzfachliche Argumentation ausgeräumt werden, mit 
der ein Gegenbeweis geführt wird. 

 
 9.  Ein Gegenbeweis im Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung setzt die 

Berücksichtigung der besten einschlägigen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse voraus und macht die Ausschöpfung aller wissenschaftlichen Mittel 
und Quellen erforderlich. Dies bedeutet nicht, dass Forschungsaufträge 
zu vergeben sind, um Erkenntnislücken und methodische Unsicherheiten 
der Wissenschaft zu beheben. 
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 10. Derzeit nicht ausräumbare wissenschaftliche Unsicherheiten über Wir-

kungszusammenhänge sind dann kein unüberwindbares Zulassungshin-
dernis, wenn das Schutzkonzept ein wirksames Risikomanagement ent-
wickelt hat. Außerdem ist es zulässig, mit Prognosewahrscheinlichkeiten 
und Schätzungen zu arbeiten. 

 
 11.  Art. 6 Abs. 3 FFH-RL beinhaltet nicht nur einen materiellrechtlichen Prü-

fungsmaßstab, sondern ist auch eine Vorgabe für das behördliche Zulas-
sungsverfahren. Kern des angeordneten Verfahrens ist die Einholung 
fachlichen Rats der Wissenschaft bei einer Risikoanalyse, -prognose und 
-bewertung.  

 
 12.  Um den Beleg dafür zu liefern, dass der beste wissenschaftliche Stan-

dard erreicht worden ist, sind die im Rahmen der FFH-Verträglichkeits-
prüfung gewonnenen fachwissenschaftlichen Erkenntnisse grundsätzlich 
zu dokumentieren. Lücken oder sonstige Mängel der Dokumentation sind 
spätestens durch die Dokumentation entsprechender Ergänzungen und 
Korrekturen in der Zulassungsentscheidung zu beseitigen. Dies schließt 
ergänzenden Vortrag der Planfeststellungsbehörde im gerichtlichen Ver-
fahren zur Erläuterung der getroffenen Entscheidung und ihrer Grundla-
gen sowie in diesem Rahmen zur Erwiderung auf Einwände nicht aus.  

 
 13.  Die Erhaltungsziele sind, solange ein FFH-Gebiet nicht nach dem ein-

schlägigen Landesnaturschutzrecht zu einem Schutzgebiet erklärt wor-
den ist, der Gebietsmeldung zu entnehmen. Neben Festlegungen zur Er-
haltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands der 
dort vorkommenden Lebensräume und Arten nach den Anhängen I und II 
der FFH-RL können in der Gebietsmeldung die für einen geschützten 
Lebensraumtyp charakteristischen Brutvogelvorkommen als Erhaltungs-
ziel definiert werden, und zwar auch außerhalb eines Vogelschutzgebie-
tes (Abgrenzung zum Urteil vom 16. März 2006 - BVerwG 4 A 1075.04 - 
BVerwGE 125, 116 <309 ff.>). Lebensraumtypen und Arten, die in der 
Gebietsmeldung nicht genannt sind, können dagegen kein Erhaltungsziel 
des Gebiets darstellen. 

 
 14.  Sind bei einer straßenrechtlichen Planfeststellung nicht zu sämtlichen 

sich konkret abzeichnenden Risiken, die das Vorhaben für Erhaltungszie-
le des Gebiets auslöst, die besten einschlägigen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse abgerufen, dokumentiert und berücksichtigt worden, schlagen 
derartige Mängel notwendig auf eine Abweichungsentscheidung durch. 

 
 15.  Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ist eine Ausprägung des gemeinschaftsrechtlichen 

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Art. 5 Abs. 3 EG). Wenn sich in 
dem Gebiet prioritäre Lebensraumtypen oder Arten befinden, ist es nach 
Einholung einer Stellungnahme der EG-Kommission (Art. 6 Abs. 4 Unter-
abs. 2 FFH-RL) nicht für eine Abweichungsentscheidung gesperrt, die 
auf andere als die in Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL besonders be-
nannten Abweichungsgründe gestützt wird. 

 
 16.  Um ein Vorhaben zuzulassen, das ein FFH-Gebiet einschließlich einzel-

ner prioritärer Lebensraumtypen beeinträchtigt, müssen damit ähnlich 
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gewichtige Gemeinwohlbelange verfolgt werden, wie sie der Richtlinien-
geber in Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL als Anwendungsbeispiele aus-
drücklich benannt hat.  

 
 17.  In der Abweichungsentscheidung muss das Gewicht der für das Vorha-

ben streitenden Gemeinwohlbelange auf der Grundlage der Gegebenhei-
ten des Einzelfalls nachvollziehbar bewertet und mit den gegenläufigen 
Belangen des Habitatschutzes abgewogen worden sein (im Anschluss 
an das Urteil vom 27. Januar 2000 - BVerwG 4 C 2.99 - BVerwGE 110, 
302 <314 f.>). 

 
 18.  Ob die Planfeststellung einer Bundesfernstraße, die in der gesetzlichen 

Bedarfsplanung dem „Vordringlichen Bedarf“ zugeordnet worden ist, den 
für das Vorhaben streitenden Gemeinwohlbelangen ein derartiges Ge-
wicht beimessen darf, dass sie sich gegenüber den widerstreitenden Be-
langen des Habitatschutzes nach der FFH-Richtlinie durchsetzen, kann 
ein anerkannter Naturschutzverein nach § 61 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG zur 
gerichtlichen Überprüfung stellen. Im Einzelfall kann dies eine Offenle-
gung von Details der Verkehrsprognose erforderlich machen. 

 
 19.  Wenn für das Vorhaben zwingende Gründe des überwiegenden öffentli-

chen Interesses streiten, stellt sich nicht mehr die Frage, ob auf das Vor-
haben insgesamt verzichtet werden kann (sog. Nullvariante). 

 
 20.  Planungsalternativen, die sich nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 

verwirklichen lassen würden, bleiben außer Betracht. Von einer zumutba-
ren Alternative kann ebenso dann nicht mehr die Rede sein, wenn eine 
Planungsvariante deswegen auf ein anderes Projekt hinausläuft, weil die 
vom Vorhabenträger in zulässiger Weise verfolgten Ziele nicht mehr ver-
wirklicht werden könnten. Zumutbar ist es nur, Abstriche vom Zielerfül-
lungsgrad in Kauf zu nehmen (wie Urteil vom 15. Januar 2004 - BVerwG 
4 A 11.02 - BVerwGE 120, 1 <11>). 

 
 21. Mit Blick auf das vom Gemeinschaftsrecht angestrebte strenge Schutz-

system spricht einiges dafür, in dem Erfordernis der Kohärenzsicherung 
(Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 FFH-RL) eine Zulassungsvoraussetzung zu 
sehen und nicht eine bloße Rechtsfolge der Zulassungsentscheidung. 

 
 
 
 
X.  Beschluss des BVerwG vom 26. November 2007  

- BVerwG 4 BN 46.07 - Buchholz 451.91 Europ. UmweltR Nr. 29  
(Screening) 

 
 Die bei der Vorprüfung nach Art. 6 Abs. 3 Satz 1 der FFH-Richtlinie an-
zulegenden Maßstäbe sind nicht identisch mit den Maßstäben für die 
Verträglichkeitsprüfung selbst. Bei der Vorprüfung ist nur zu untersuchen, 
ob erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgebietes ernstlich zu be-
sorgen sind. Erst wenn das zu bejahen ist, schließt sich die Verträglich-
keitsprüfung mit ihren Anforderungen an den diese Besorgnis ausräu-
menden naturschutzfachlichen Gegenbeweis an (im Anschluss an 
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BVerwG, Urteil vom 17. Januar 2007 - BVerwG 9 A 20.05 - BVerwGE 
128, 1). 

 
 
XI.  Urteil des BVerwG vom 12. März 2008  

- BVerwG 9 A 3.06 - BVerwGE 130, 299  
(A 44 - Hessisch Lichtenau II) 

 
 1.  Das vorläufige Schutzregime, dem potenzielle FFH-Gebiete unterliegen, 

erfordert es nicht, bereits bei der Linienbestimmung eine Verträglich-
keitsprüfung i.S.d. Art. 6 Abs. 3 FFH-RL für die Gesamtplanung durchzu-
führen. Ist eine solche Verträglichkeitsprüfung im Linienbestimmungsver-
fahren unterblieben, weil sie nach nationalem Recht (noch) nicht vorge-
schrieben war, so muss sie auch nicht im Planfeststellungsverfahren für 
einen Teilabschnitt der Gesamtplanung nachgeholt werden.  

 
 2.  Die im Rahmen der Verträglichkeitsprüfung zur Anwendung kommende 

Methode der Bestandserfassung und -bewertung geschützter Lebens-
raumtypen oder Arten ist nicht normativ festgelegt. Die Methodenwahl 
muss aber dem für die Verträglichkeitsprüfung allgemein maßgeblichen 
Standard der „besten einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnisse“ 
entsprechen.  

 
 3.  Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse, die der Planfeststellungsbe-

hörde erst im Anschluss an eine durchgeführte Verträglichkeitsprüfung 
bis zum Erlass des Planfeststellungsbeschlusses bekannt werden, hat 
diese bei ihrer Beurteilung zu berücksichtigen. Gleiches trifft für Sach-
verhaltsänderungen zu, von denen die in das Planfeststellungsverfahren 
eingebundenen Fachbehörden innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs 
Kenntnis erlangen.  

 
 4.  Kompensationsmaßnahmen i.S.d. naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-

lung sind nur ausnahmsweise geeignet, die andernfalls fehlende FFH-
Verträglichkeit eines Vorhabens sicherzustellen, da sie in der Regel erst 
deutlich verzögert wirken und ihr Erfolg selten mit einer jeden vernünfti-
gen Zweifel ausschließenden Sicherheit vorhergesagt werden kann.  

 
 5.  Vorhabenbedingte Verluste von Flächen eines Lebensraumtyps des An-

hangs I der Habitatrichtlinie stellen dann keine erhebliche Beeinträchti-
gung i.S.d. Art. 6 Abs. 3 FFH-RL dar, wenn sie lediglich Bagatellcharak-
ter haben. Als Orientierungshilfe für die Beurteilung, ob ein Flächenver-
lust die Bagatellgrenze überschreitet, können die im einschlägigen Kon-
ventionsvorschlag des Bundesamts für Naturschutz erarbeiteten Kriterien 
herangezogen werden.  

 
 6.  Die fehlerhafte Annahme der Planfeststellungsbehörde, ein Vorhaben sei 

mit den Erhaltungszielen eines FFH-Gebiets verträglich, schlägt auf eine 
hilfsweise getroffene Abweichungsentscheidung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 FFH-
RL ausnahmsweise dann nicht durch, wenn die Behörde die tatsächlich 
in Rechnung zu stellenden Beeinträchtigungen im Wege der Wahrunter-
stellung qualitativ und quantitativ zutreffend zugrunde gelegt hat.  
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 7. Mängel der Abweichungsprüfung sind in entsprechender Anwendung des 
§ 17e Abs. 6 Satz 1 FStrG unerheblich, wenn sie sich auf das Prüfungs-
ergebnis nicht ausgewirkt haben können.  

 
 8. Sind in einem FFH-Gebiet nur nicht prioritäre Lebensraumtypen oder 

Arten erheblich beeinträchtigt, während prioritäre Lebensraumtypen oder 
Arten nicht beeinträchtigt werden können, so können Allgemeinbelange 
der Verkehrssicherheit und des Umweltschutzes bei der Beurteilung ei-
nes Abweichungsgrundes i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 FFH-RL zu-
mindest ergänzend berücksichtigt werden. 

 
 9.  In der Alternativenprüfung, die einer Abweichungsentscheidung voraus-

zugehen hat, brauchen Planungsalternativen nur so weitgehend ausge-
arbeitet und untersucht zu werden, dass sich einschätzen lässt, ob sie für 
- prioritäre oder nicht prioritäre - FFH-Schutzgüter ein erhebliches Beein-
trächtigungspotenzial bergen.  

 
 10.  Die Ausgestaltung von Kohärenzsicherungsmaßnahmen (Art. 6 Abs. 4 

Unterabs. 1 FFH-RL) hat sich funktionsbezogen an der erheblichen Be-
einträchtigung auszurichten, derentwegen sie ergriffen werden. Der 
Funktionsbezug ist das maßgebliche Kriterium nicht nur zur Bestimmung 
von Art und Umfang der Kohärenzsicherungsmaßnahmen, sondern auch 
zur Bestimmung des notwendigen räumlichen und zeitlichen Zusammen-
hangs zwischen der Gebietsbeeinträchtigung und den Maßnahmen.  

 
 11.  Für die Eignung einer Kohärenzsicherungsmaßnahme genügt es, dass 

nach aktuellem wissenschaftlichen Erkenntnisstand eine hohe Wahr-
scheinlichkeit ihrer Wirksamkeit besteht.  

 
 12.  Die gezielte Wiederherstellung tiefreichend geschädigter Flächen FFH-

rechtlich geschützter Lebensraumtypen oder Habitate geschützter Arten 
kann eine Maßnahme der Kohärenzsicherung darstellen; dies jedenfalls 
dann, wenn Maßnahmen gemäß den Vorgaben des Art. 6 Abs. 1 und 2 
FFH-RL noch nicht in einem Managementplan oder in vergleichbaren 
Plänen bestimmt sind.  

 
 13.  Bei der Entscheidung über Kohärenzsicherungsmaßnahmen verfügt die 

Planfeststellungsbehörde über eine naturschutzfachliche Einschät-
zungsprärogative. 

 
 
 
 
XII.  Beschluss des BVerwG vom 17. Juli 2008  
 - BVerwG 9 B 15.08 - NVwZ 2008, 1115  
 (B 50 Hochmosel II)  
 
 1.  Ein Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften ist nicht verpflichtet, 

in die Festlegung der Erhaltungsziele für ein Vogelschutzgebiet alle im 
Standarddatenbogen aufgeführten Vogelarten einzubeziehen. Vielmehr 
kommt es darauf an, inwieweit den Auflistungen im Standarddatenbogen 
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die Erklärung zu entnehmen ist, dass das Gebiet gerade aufgrund be-
stimmter Vogelarten ausgewählt wurde.  

 
 2.  Ermittlungs- und Bewertungsdefizite einer FFH-Verträglichkeitsprüfung 

schlagen dann nicht auf eine vorsorgliche Abweichungsentscheidung 
nach § 34 Abs. 3 BNatSchG durch, wenn im Wege einer „Worst-Case-
Betrachtung“ hilfsweise die qualitativ und quantitativ in Rechnung zu stel-
lenden Beeinträchtigungen und ihre Erheblichkeit unterstellt und der Ab-
wägung zugrunde gelegt werden. 

 
 
 
 
XIII.   Urteil des BVerwG vom 9. Juli 2009  
         - BVerwG 4 C 12.07 - NuR 2009, 789 
        (Flughafen Münster - Osnabrück) 
 
    1.    Eine Stellungnahme der Kommission gemäß Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 

FFH-RL ist nicht bereits dann einzuholen, wenn in einem FFH-Gebiet ein 
prioritärer Lebensraumtyp lediglich vorhanden ist. 

 
    2.    Die Gewichtung des öffentlichen Interesses muss den Ausnahmecharak-

ter einer Abweichungsentscheidung gemäß Art. 6 Abs. 4 FFH-RL be-
rücksichtigen. Nicht jedem Vorhaben, das das Erfordernis der Planrecht-
fertigung erfüllt, kommt ein besonderes Gewicht zu. 

 
     3.   Kohärenzsicherungsmaßnahmen können das Gewicht des Integritätsin-

teresses mindern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass sie einen Bei-
trag auch zur Erhaltung der Integrität des FFH-Gebiets leisten. 

 
 
 
XIV.   Beschluss des BVerwG vom 10. November 2009 
          - BVerwG 9 B 28.09 - noch nicht veröffentlicht 
          (B 1 Ortsumgehung Hildesheim II) 
 
     1.  Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Projekt ein FFH-Gebiet in seinen für 

die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen durch betriebsbedingte 
Schad- und Nährstoffe i.S.v. Art. 6 Abs. 3 FFH-RL, § 34 Abs. 2 
BNatSchG erheblich beeinträchtigen kann, sind gleichartige Belastungen 
aus anderen Quellen (Vor-/Hintergrundbelastung) zu berücksichtigen. 

 
     2.   Schöpft bereits die Vorbelastung die Belastungsgrenze aus oder über-

schreitet sie diese sogar, so läuft prinzipiell jede Zusatzbelastung dem 
Erhaltungsziel zuwider und ist deshalb erheblich i.S.v. Art. 6 Abs. 3 FFH-
RL, § 34 Abs. 2 BNatSchG (hier auch zu Ausnahmen). 

 
 
 


